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Durch die globale Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise ist der Welthandel drama-
tisch eingebrochen. Während das Transportaufkommen in Deutschland 2009 
insgesamt um 11% sank, nahm der Güterumschlag in den deutschen Seehäfen 
um rund 17% auf 264 Mio. t ab. Zudem haben sich Seeverkehre in ausländi-
sche Konkurrenzhäfen verlagert.  

Da die Krise die Existenz der maritimen Wirtschaft in Deutschland bedroht, ha-
ben die Regierungschefs der norddeutschen Küstenländer Bundeskanzlerin 
Merkel Anfang Februar 2010 in einem gemeinsamen Schreiben gebeten, den 
maritimen Standort Deutschland durch befristetes staatliches Handeln für die 
Dauer von zwei Jahren zu unterstützen. 

Die deutsche Hafenwirtschaft hat bereits umfangreiche Sparmaßnahmen einge-
leitet, um ihre Kosten der Mengenentwicklung anzupassen. Um Seehafenbe-
triebe in der Krise von den Kosten ihrer nicht ausgelasteter Kapazitäten zu ent-
lasten und einer weiteren Abwanderung von Verkehren in ausländische Konkur-
renzhäfen entgegenzuwirken, wären flankierende Maßnahmen des Bundes äu-
ßerst hilfreich. 

Im Einzelnen besteht folgender Handlungsbedarf: 

1. Maßnahmen zur Kostenentlastung bei der Produktion von Hafendienstleis-
tungen: 

Das anstehende Gesetzgebungsverfahren zur Änderung des Stromsteu-
ergesetzes sollte genutzt werden, energieintensive Seehafenbetriebe in 
dem von der EU vorgegebenen Rahmen von der Stromsteuer zu entlas-
ten. 

2. Maßnahmen zur Kostenentlastung beim Zu- und Ablaufverkehr der deut-
schen Seehäfen: 

• Um die Anlaufkosten der deutschen Seehäfen wettbewerbsfähig zu 
gestalten, sollten die Befahrensabgaben des Nord-Ostsee-Kanals 
zeitlich befristet gesenkt werden. 

• Um der Abwanderung von Verkehren in die Westhäfen entgegenzu-
wirken, sollten bestehende Wettbewerbsverzerrungen im Hinterland-
verkehr durch unterschiedliche Bestimmungen der Trassenpreise 
beseitigt werden. 

3. Maßnahmen zur Kostenentlastung bei der Qualifizierung von Langzeitar-
beitslosen: 

Die Bereitstellung von Mitteln für die im Jahr 2007 begonnene Qualifizie-
rungsoffensive in den deutschen Seehäfen muss gewährleistet bleiben. 

Im Nachfolgenden werden die einzelnen Maßnahmen näher beschrieben. 
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1. Ermäßigung der Stromsteuer für Seehafenbetriebe 
 
 
Aktuelle Situation 

Nach der EU-Energiesteuerrichtlinie können Mitgliedstaaten für den Verbrauch 
von elektrischem Strom Steuerermäßigungen für energieintensive Betriebe an-
wenden. In Deutschland wird von dieser Möglichkeit jedoch nur für das Produ-
zierende Gewerbe und die Land- und Forstwirtschaft Gebrauch gemacht. 

Seehafenbetriebe müssen daher in Deutschland den Regelsteuersatz von 
20,50 € für eine Megawattstunde zahlen, während die Stromsteuer beim Ha-
fenumschlag in Belgien nur 5,- € pro Megawattstunde und in den Niederlanden 
höchstens 9,40 € pro Megawattstunde beträgt. 

Bei einem Verbrauch von 50 Gigawattstunden im Jahr zahlen deutsche Seeha-
fenbetriebe somit rund 1 Mio. € Stromsteuer, während in belgischen Seehäfen 
250.000,- € und in den niederländischen Häfen höchstens 470.000 €, im Einzel-
fall jedoch noch deutlich weniger, zu zahlen sind. 

Handlungsbedarf 

Die anstehende Änderung des Stromsteuergesetzes sollte daher genutzt wer-
den, energieintensive Seehafenbetriebe in dem von der EU vorgegebenen 
Rahmen von der Stromsteuer zu entlasten. 

Zur Sicherung der Standortbedingungen der deutschen Seehäfen sind wettbe-
werbsfähige Verbrauchsteuern für die Entnahme von Strom zum Zweck des 
Hafenumschlags dringend erforderlich. 

Eine mögliche Stromsteuerermäßigung für Seehafenbetriebe würde die Unter-
nehmen kostenmäßig erheblich entlasten. In der Krise könnten die Kostener-
sparnisse für Zinsen und Abschreibungen nicht ausgelasteter Anlagen genutzt 
werden. 

2.1 Senkung der Befahrensabgaben des Nord-Ostsee-Ka nals 
 
 
Aktuelle Situation 

Ausländische Wettbewerbshäfen haben auf die Krise mit der Reduzierung ihrer 
Anlaufkosten reagiert. Deutsche Seehäfen haben dadurch Marktanteile vor al-
lem im Feederverkehr verloren. Inzwischen haben Hafenwirtschaft und Küsten-
länder Maßnahmen eingeleitet, um weitere Ladungsverluste zu vermeiden. Der 
Bund hat zum 1. April 2010 eine befristete Senkung der Lotsabgaben angekün-
digt. 
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Handlungsbedarf 

Zur Unterstützung der eingeleiteten Maßnahmen wäre eine zeitlich befristete 
Absenkung der Befahrensabgaben des Nord-Ostsee-Kanals (NOK) äußerst 
hilfreich. 

Die NOK-Gebühren befinden sich inzwischen auf einem Niveau, das den Schiff-
fahrtsweg über Skagen in die Ostsee wirtschaftlich sinnvoll macht und die Ent-
fernungs- und Zeitvorteile der deutschen Seehäfen gegenüber den Westhäfen 
bei der Nutzung des NOK für Verkehre von und nach Skandinavien, dem Balti-
kum und Russland relativiert. 

Das Aufkommen an NOK-Befahrensabgaben beläuft sich auf 25 bis 30 Mio. € 
im Jahr. Eine mögliche befristete Senkung um 10% würde die Kosten der 
Schifffahrt für die Nutzung des NOK um rund 3 Mio. € im Jahr reduzieren. 
Durch die mit der Senkung erwarteten Mehrverkehre würde der Einnahmever-
lust des Bundes allerdings deutlich geringer ausfallen. 

2.2 Beseitigung von Wettbewerbsnachteilen bei der E rhebung von Tras-
senpreisen im Hinterlandverkehr 

 
 
Aktuelle Situation 

Die krisenbedingte Verlagerung von Verkehren in die Westhäfen wird durch 
geringere Trassenpreise im niederländischen Seehafenhinterlandverkehr be-
günstigt. 

In Deutschland beträgt der Trassenpreis im Seehafenhinterlandverkehr im 
Durchschnitt 2,63 € pro Zugkilometer, während in den Niederlanden auf der 
Betuwe-Linie 1,41 € pro Zugkilometer zu zahlen sind. 

Die Trassenpreise sind damit in Deutschland fast doppelt so hoch wie in den 
Niederlanden. 

Beispiel: 

Frankfurt – Hamburg (503 km) = 1.323,- € 

Frankfurt – Rotterdam (511 km, davon 150 km auf niederländischer Strecke) = 
1.160 ,- €. 

Handlungsbedarf 

Um Abwanderungen von Verkehren in die Westhäfen zu vermeiden, müssen 
auch Wettbewerbsverzerrungen durch unterschiedliche Bestimmungen der 
Trassenpreise abgebaut werden. Das Nationale Hafenkonzept sieht daher vor, 
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Harmonisierungsdefizite auf EU-Ebene unter Ausnutzung nationaler Hand-
lungsspielräume zu beseitigen. 

3. Fortsetzung der Qualifizierungsoffensive 
 
 
Aktuelle Situation 

Auf der 5. Nationalen Maritimen Konferenz 2006 wurde vereinbart, bis 2012 
rund 2.800 vorwiegend Langzeitarbeitslose zu qualifizieren und in Betrieben der 
Hafenwirtschaft einzustellen, wobei die Bundesagentur für Arbeit diese Qualifi-
zierungs- und Beschäftigungsinitiative mit 80 Mio. € unterstützt. 

Handlungsbedarf 

Die Bereitstellung dieser Mittel muss weiterhin gewährleistet bleiben. 

 

 


